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   Landesseniorengruppe GdP Niedersachsen 

Ratgeber/Merkblatt 

Was ist im Todesfall zu tun?

Versorgung/Pension
Immer wieder müssen wir feststellen, dass im Todesfall eines Beamten oder Pensionärs, die Hinterbliebenen völlig unwissend dastehen. Gleiches gilt natürlich im umgekehrten Fall beim Tod einer Kollegin.

Mit diesem Flyer können wir zwar nicht jeden im Einzelfall auftretenden Aspekt behandeln, aber wir glauben, dass die nachfolgenden allgemeinen Hinweise sehr hilfreich und nützlich sein können. Wir versuchen hier, die häufigsten Fragen zu beantworten.

Die Grundlage für diesen Ratgeber ist: Der versorgungsberechtigte Kollege verstirbt und es gibt Hinterbliebene, Ehefrau und/oder unterhaltsberechtigte Kinder. Hinterbliebene. Ehefrau oder Kinder haben einen Anspruch auf zwei weitere Versorgungszahlungen. Ist der Todestag z.B. am 10. Juli, so besteht ein Anspruch auf die vollen Versorgungsbezüge für die Monate August und September.

Die Besoldung und Versorgung waren bis zur Föderalismusreform 2006 (Gesetz vom 28.08.2006) bundeseinheitlich durch das Bundesbesoldungsgesetz und das Beamtenversorgungsgesetz (BeamtenVG) geregelt.  Beide Gesetze wurden wie folgt neu geregelt:
Nds. Besoldungsgesetz (NBesG) vom 07.11.2008 gültig ab 01.01.2008

und

Nds. Beamtenversorgungsgesetz vom 17.11.2011 gültig ab 01.12.2011
Auf den folgenden Seiten behandeln wir die Themen:

Versorgungs-/Pensionsansprüche

Krankenversicherung

Beihilfefragen

Steuerfragen
                                             AktivProgramm für Senioren

Versorgungs- /Pensionsansprüche

Was müssen Hinterbliebene im Sterbefall tun?

Die Hinterbliebene muss der Oberfinanzdirektion Niedersachsen (OFD), Landesweite Bezüge- und Versorgungsstelle
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30149 Hannover

schriftlich den Tod des Partners unter Beifügung einer Sterbeurkunde anzeigen.
Von dort wird ein Antrag zur Stellung auf Zahlung von Versorgungsbezügen übersandt.

Dazu müssen folgende Nachweise eingereicht werden:

Die Hinterbliebene ist noch berufstätig:

Es muss ein aktueller Einkommensnachweis beigefügt werden.

Die Hinterbliebene erhält selbst eine Pension:

Der aktuelle Versorgungsbescheid muss eingereicht werden.

Die Hinterbliebene war nie selbst berufstätig:

Da sie ohne eigenes Einkommen jeglicher Art ist, muss sie dies nur erklären.

Die Hinterbliebene erhält eine Rente:

Der letzte Rentenbescheid muss mit eingereicht werden. Rentenbescheide werden derzeit automatisch jährlich dem Rentenberechtigten von der Deutschen Rentenversicherung zugeschickt. Dies gilt auch, wenn ein Anspruch auf Witwenrente besteht. Witwenrente wird allerdings mit den Versorgungsansprüchen verrechnet. Auch Angaben zur VBL-Rente müssen gemacht werden. 
Sterbegeld
Die Bezüge des laufenden Monats verbleiben bei den Erben. Ehegatten und Abkömmlinge haben Anspruch auf weitere zwei Monate Sterbegeld, auch erwachsenen  Kinder.

Sind keine Ehegatten oder Abkömmlingen vorhanden, wird das Sterbegeld auf Antrag an Verwandte aufsteigender Linie, in häuslicher Gemeinschaft Lebende oder überwiegende Ernährer gezahlt. Wenn auch diese nicht vorhanden sind, können sonstige Personen, die für die Kosten der Krankheit (Restrechnungen) und Bestattung aufkommen unter Einreichung der Originalbelege Sterbegeld bis zur Höchstgrenze erhalten.

Waisengeld

Wenn Kindergeldanspruch besteht, besteht auch ein  Anspruch auf Waisengeld. Ein Vollwaise erhält 20% des Ruhegehaltes, ein Halbwaise 12%.

Stirbt die Ehefrau, die Anspruch auf Witwengeld hatte, können Kinder auch daraus Ansprüche haben.
Krankenversicherung 

Kündigung der Krankenkasse:

Der Verstorbene ist allein in einer privaten oder freiwillig in einer gesetzlichen Krankenkasse versichert gewesen, dann ist der Krankenkasse mitzuteilen, dass der Versicherte verstorben ist.

Noch offene Behandlungsrechnungen,  Pflege- und Betreuungsgelder sind mit der Krankenkasse abzurechnen. Hierbei ist die Verfahrenweise den einzelnen Privatkrankenkassen unterschiedlich und muss mit dem jeweiligen Versicherungsträger geklärt werden. 

Bei der gesetzlichen Krankenversicherung erfolgt die Abrechnung wie bisher über  den behandelnden Arzt bzw. Krankenhaus, so dass nichts veranlasst werden muss.

Ehefrau mitversichert beim Mann in der Gesetzlichen Krankenversicherung:

Es muss eine Änderung der Versicherung dahingehend erfolgen, dass die Versicherung für die Hinterbliebene fortgesetzt wird.

Ehefrau ist selbst privat versichert:
Es ergeben sich keine Veränderungen für die Hinterbliebene.

Ehefrau ist pflichtversichert:
Die Ehefrau ist aus dem Arbeitsverhältnis oder als Rentenempfängerin pflichtversichert. 

Durch den Tod ihres Mannes erhält sie künftig ein Witwengeld. Dieses Witwengeld ist als Einkommen bei der Gesetzlichen Krankenkasse anzugeben. Auf dies Witwengeld muss an die Krankenkasse der volle Anteil der Kranken- und Pflegeversicherung allein getragen werden. Im Gegensatz zum Rentenempfänger gibt es für Versorgungsempfänger keinen  Zuschuss zum Krankenversicherungsbeitrag.

Ein Verschweigen der Versorgungsbezüge gegenüber der Gesetzlichen Krankenkasse führt auf jeden Fall zu Nachforderungen, die schon nach zwei bis drei Jahren in die Tausende gehen können. Möglich sind bei Nichtangabe in diesen Fällen auch zivil- und strafrechtliche  Folgen.
Kinder privat versichert:
Eventuelle Kinder, die privat beim Verstorbenen mitversichert waren, gehen nicht automatisch in die gesetzliche Krankenversicherung der Hinterbliebenen über. Erforderlich ist eine Antragsstellung bei der gesetzlichen Krankenversicherung, dem nicht entsprochen werden muss. 

Pflege- und Betreuungsgeld:  

Die pflichtversicherte Hinterbliebene hat bisher, wenn sie Pflege- und/oder Betreuungsgeld erhalten hat, dies zu 100% über ihre gesetzliche Krankenkasse erhalten.

Künftig erhält sie von der Krankenkasse nur noch 50%. Die verbleibenden 50% muss sie künftig bei der Beihilfestelle beantragen, da sie aufgrund des Witwengeldes eine eigene Beihilfeberechtigung erwirbt. 

Beihilfe  

Für vor dem Sterbedatum angefallene Behandlungen besteht auch über den Tod hinaus ein Beihilfeanspruch. Das Datum der Rechnungslegung ist hierbei unerheblich. Ab dem Sterbedatum müssen der Beihilfestelle jedoch die Belege im Original vorgelegt werden, so dass das Einreichen der Originale bei der Krankenkasse ernst nach der Rücksendung der Belege möglich ist. Ehegatten müssen keine Einzahlungsnachweise bringen, Kinder oder weitere Erben (Sterbeurkunde und Erbschein am besten in Kopie mit einreichen) müssen den Nachweis über die Begleichung der Krankenkosten den entsprechenden Belegen beifügen und erhalten dann die Beihilfeleistungen ausgezahlt. In Ausnahmefällen kann auch die Auszahlung direkt an ein Krankenhaus erfolgen, wenn die Verauslagung nicht möglich war. 
Beihilfeanträge werden zurzeit wie folgt bearbeitet:

- im Standort Hannover: Nachnamen mit den Anfangsbuchstaben „A“ bis „Frer“   

- im Standort Aurich: Nachnamen mit den Anfangsbuchstaben „Ferka“ bis „Z“
Anschriften:

OFD Niedersachsen



OFD Niedersachsen

LBV Aurich Beihilfestelle



LBV Hannover Beihilfestelle

Postfach 1640




30149 Hannover

26586 Aurich

Beihilfeberechtigt bisher über Verstorbenen:
Wenn die Hinterbliebene privat über den verstorbenen Ehemann versichert war, hat dieser auch die Beihilfe für sie erhalten, wenn das eigene Einkommen nicht über 18.000,- € lag. Da sie jetzt  Witwengeld erhält, ist sie weiter beihilfeberechtigt.

Wichtig dabei ist, darauf zu achten, dass der eventuelle Zuschuss zur Krankenversicherung durch das eigene Einkommen nicht über 40,99 € beträgt, da sonst der Beihilfeanspruch von 70% auf 50% sinkt. Dadurch müsste man sich privat statt nur 30% auf 50% versichern. Diese Kosten sind zweifelsohne immer höher als ein möglicher zulässiger Verzicht bei der Rentenanstalt auf eine Verringerung des Zuschusses auf maximal 40,99 €.
Hinterbliebene ist selbst beihilfeberechtigt:

Die Beihilfeberechtigung bleibt weiterhin unverändert.

Hinterbliebene erhält Pflege- oder/und Betreuungsgeld:
Die Ehefrau ist pflichtversichert über ihre Rente und hat alles Geld (100%) aus der Pflegekasse über ihre Krankenkasse erhalten. Jetzt erhält sie Witwengeld (Pension) und ist Beihilfeberechtigte für das Pflegegeld und/oder Betreuungsgeld. Sie erhält jetzt zu je 50% das Geld über die Krankenkasse und Beihilfe.

Das Pflege- und/oder Betreuungsgeld muss bei der Beihilfe beantragt werden. Die Beihilfestelle fordert halbjährlich einen Nachweis über den bestehenden Leistungsanspruch. Sonst erfolgen keine Zahlungen.

Steuerfragen 

Pensionen und Witwengeld u.a. sind ein steuerpflichtiges Einkommen und haben also Einfluss auf das zu versteuernde Gesamteinkommen. Ab 2011 gibt es keine Steuerkarten mehr. Persönliche Veränderungen, die auf das zu versteuernde Gesamteinkommen Auswirkungen haben, sind dem Finanzamt mitzuteilen.

Die Hinterbliebene bleibt im Sterbejahr und im Folgejahr in der bisherigen Steuerklasse. Erst danach wird die Steuerklasse geändert.

Einkommenssteuererklärung:

Auch wenn in der Vergangenheit keine Steuererklärung abgegeben wurde, empfehlen wir in den Folgejahren auf jeden Fall die Abgabe einer Steuererklärung.

Kann ich Steuern sparen?

Auf keinen Fall sollte versucht werden, Einkommen wie Renten, Pensionen oder Einnahmen durch Erwerbtätigkeit zu verschweigen. Diese Einkommen werden im geltenden Steuerrecht automatisch dem Finanzamt gemeldet.
Hinweis: Für Fragen stehen auch die 4 ZIB (Zentrale Information und Beratung) in Hannover, Aurich, Braunschweig und Lüneburg zur Verfügung.
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